
Entscheidungen Steuerrecht 

Zustimmung des Betriebsrats bedarf. Der Betriebsrat 
soll zwar nach § 99 BetrVG auch bei der Rechtsanwen­
dung mitbestimmen, aber eben nur soweit diese Ein-
und Umgruppierungen betrifft, nicht aber bei jeder 
Rechtsanwendung mit Einfluß auf die Entgelthöhe. 

5. Damit ist die Gewährung der Techniker- und 
Programmiererzulage nach den §§ 3 und 4 des TV-Zul 
keine Ein- oder Umgruppierung im Sinne von §99 

BetrVG, die der Zustimmung des Betriebsrats bedarf. 
Der Arbeitgeber konnte sie ohne Beteiligung des Be­
triebsrats vornehmen. Der Antrag des Betriebsrats, den 
Arbeitgeber zu verpflichten, diese Zustimmung einzu­
holen, ist daher unbegründet. Aus den gleichen Grün­
din kann auch dem Hilfsantrag nicht stattgegeben 
werden, da der Arbeitgeber keine Mitbestimmungs­
rechte des Betriebsrats verletzt hat. 

S T E U E R R E C H T 

Bekanntgabewille beim Verwaltungsakt 
BFH, Urteil vom 27. Juni 1986 (VI R 23/83) 

Leitsatz 

Für die Wirksamkeit eines Verwaltungsaktes ist die Be­
kanntgabe notwendige Voraussetzung. Sie setzt den 
Bekanntgabewillen des für den Erlaß des Verwaltungs­
aktes zuständigen Bediensteten voraus. 

Paragraphen 

AO 1977 §122 Abs. 1; §124 Abs. 1; §155 Abs. 1 

Stichworte 
Verwaltungsakt — Bekanntgabe — als notwendige 
Voraussetzung; Bekanntgabe — Bekanntgabewille als 
notwendige Voraussetzung 

Tatbestand 

Die Kläger und Revisionsbeklagten (Kläger) sind Ehe­
leute. Im Streitjahr 1980 war der Kläger — ein Soldat 
— für bestimmte Zeitspannen in die USA abkomman­
diert worden. Die Klägerin blieb in dieser Zeit in der 
Bundesrepublik Deutschland (Bundesrepublik) zurück. 
In der Einkommensteuererklärung für das Streitjahr 
machte der Kläger u.a. wegen der Abkommandierun­
gen Werbungskosten nach Dienstreisegrundsätzen in 
Höhe von 6707 DM geltend. Der zuständige Bearbei­
ter des Beklagten und Revisionsklägers (Finanzamt — 
FA) hakte diesen Betrag in der Einkommensteuererklä­
rung ab. Diese diente zugleich als Eingabewertbogen 
für das Rechenzentrum zur Erstellung des Einkom­
mensteuerbescheides. Das Rechenzentrum führte die 
Berechnungen durch und übersandte dem FA den in 
einem Briefumschlag enthaltenen, auf den 2. Juli 1981 
vordatierten Einkommensteuerbescheid zusammen 
mit einer für die Akten des FA bestimmten Durch­
schrift. Wegen der nach der Berechnung des Rechen­
zentrums vorgesehenen Steuererstattung von über 
3000 DM wurde der Fall außerdem in eine Hinweisli­
ste aufgenommen, aufgrund derer der zuständige Sach­

gebietsleiter die Einkommensteuerveranlagung zu 
überprüfen hatte. Dieser vermerkte auf der für die Ak­
ten bestimmten Durchschrift: »Abkommandierung 
vom 25. 3. bis 3. 7. 1980. Aufwendungen für Dienstrei­
sen von 6707,— DM (nach Abzug der steuerfreien 
Entschädigungen) geltend gemacht ... Kosten können 
nur ... für doppelte Haushaltsführung angesetzt wer­
den ... Fall stoppen! Zurück an Feststeller. In Erst¬
Liste streichen: erl." Es folgt dann das Namenszeichen 
des Sachgebietsleiters mit dem Datum 25. Juni 1981. 

Der Sachgebietsleiter leitete den im Briefumschlag 
befindlichen Bescheid und die mit der Verfügung ver­
sehene Durchschrift an die zuständige Zentralstelle des 
FA weiter, die dann zwar die Durchschrift an den Fest­
steller weitergab, den im Umschlag befindlichen Be­
scheid jedoch trotz der Verfügung des Sachgebietslei­
ters am 2. Juli 1981 an die Kläger absandte. Vom Fest­
steller, der den Vorgang zur erneuten Bearbeitung er­
halten hatte, ging die Einkommensteuererklärung 
(gleichzeitig Eingabewertbogen) wieder an das Rechen­
zentrum, das mit Datum vom 29. Juli 1981 einen 
neuen Bescheid ausdruckte. In diesem zweiten Be­
scheid sind keine Werbungskosten für die USA-Auf­
enthalte berücksichtigt, da die vom Arbeitgeber erstat­
teten Beträge die bei doppelter Haushaltsführung an­
zuerkennenden Beträge übersteigen würden. 

Nach erfolglosem Einspruch gegen den zweiten Be­
scheid vom 29. Juli 1981 gab das Finanzgericht (FG) 
der Klage statt und hob diesen Bescheid auf. Das FA 
habe den angefochtenen zweiten Bescheid nicht erlas­
sen dürfen, denn entgegen der Ansicht des FA sei der 
erste Bescheid wirksam geworden. Steuerbescheid 
(§155 Abs. 1 der Abgabenordnung - AO 1977) sei der 
nach §122 Abs. 1 AO 1977 bekanntgegebene Be­
scheid. Dieser werde nach § 124 Abs. 1 Satz 2 AO 1977 
mit dem Inhalt wirksam, mit dem er bekanntgegeben 
werde. Der erste Bescheid sei den Klägern unstreitig 
bekanntgegeben worden und damit mit dem bekannt­
gegebenen Inhalt wirksam. Daß der zuständige Sachge­
bietsleiter den Bescheid nicht habe bekanntgeben wol-
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len, stehe der Wirksamkeit nicht entgegen. Das F G 
ließ in seiner Entscheidung dahingestellt, ob ein Ver­
waltungsakt nur wirksam sei, wenn er mit Willen der 
Behörde bekanntgegeben werde. Denn der erste Be­
scheid sei mit Wissen und Wollen der für die Bekannt­
gabe zuständigen Stelle, der Zentralstelle des FA, be­
kanntgegeben worden. Daß die Zentralstelle den Be­
scheid gegen den Willen des für die Steuerfestsetzung 
zuständigen Sachgebietsleiters abgesandt habe, beruhe 
auf einem behördeninternen Versehen, das in deren 
Risikobereich falle. Auch lasse sich der angefochtene 
zweite Bescheid nicht als Berichtigungsbescheid nach 
§129 A O 1977 aufrechterhalten, da der erste Bescheid 
keine offenbare Unrichtigkeit enthalte. 

Mit seiner Revision rügt das FA die Verletzung des 
§124 A O 1977. Ein Verwaltungsakt könne erst entste­
hen und wirksam bekanntgegeben werden, wenn in­
nerhalb der Behörde ein auf Erlaß des Verwaltungsak­
tes gerichteter Wille des hierfür verantwortlichen Be­
diensteten vorhanden sei. Fehle ein solcher Wille, so 
handle es sich um einen sog. Nichtakt, der auch dann 
keine Wirksamkeit erlange, wenn er ordnungsgemäß 
bekanntgegeben werde. Die Willensbildung erfolge in 
der Regel durch die abschließende Zeichnung einer in­
ternen Aktenverfügung. Durch die Anordnung des zu­
ständigen Sachgebietsleiters sei die interne Aktenver­
fügung aufgehoben worden, und es sei wieder ein 
„Nichtakt" entstanden. Dieser „Nichtakt" habe auf­
grund des Versandes durch die zwar für die technische 
Abwicklung, nicht aber für die Steuerfestsetzung zu­
ständige Zentralstelle nicht mehr wirksam bekanntge­
geben werden können. 

Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben 
und die Klage abzuweisen. 

Die Kläger haben sich zur Revision des FA inhalt­
lich nicht geäußert. 

Entscheidungsgründe 

Die Revision führt zur Aufhebung der Vorentschei­
dung und zur Zurückverweisung der Sache an das F G 
(§126 Abs. 3 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung — 
FGO). 

1. Entgegen der Ansicht der Vorinstanz hat der „er­
ste Bescheid" vom 2. Juli 1981 keine Wirksamkeit er­
langt. Das FA war daher nicht gehindert, die Steuern 
mit dem angefochtenen Steuerbescheid vom 29. Juli 
1981 festzusetzen. 

a) Nach § 155 Abs. 1 A O 1977 werden Steuern regel­
mäßig durch Steuerbescheid festgesetzt. Steuerbe­
scheid ist der nach § 122 Abs. 1 A O 1977 bekanntgege­
bene Verwaltungsakt. Für dessen Wirksamkeit ist nach 
§124 Abs. 1 A O 1977 die Bekanntgabe notwendige 
Voraussetzung. Sie setzt begrifflich den Willen der den 
Verwaltungsakt erlassenden Behörde voraus, diesen 
dem jeweils Betroffenen zur Kenntnis zu bringen (vgl. 
Tipke/Kruse, Abgabenordnung-Finanzgerichtsord­
nung, 11. Aufl., §122 A O 1977 Tz. 1 und §155 A O 
1977 Tz. 7; Schwarz, Kommentar zur Abgabenord­
nung, §122 Anm. 2; Koch, Abgabenordnung — A O 
1977, 2. Aufl., §122 Rz. 3; Kopp, Verwaltungsverfah­

rensgesetz, 3. Aufl., §41 Tz. 23). Ein ohne Bekanntga­
bewillen der Behörde bekanntgewordener Verwal­
tungsakt erlangt daher keine Wirksamkeit (vgl. Urteil 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts — BayObLG 
— vom 16. Dezember 1985 RReg. 2 Z 28/85, Bayeri­
sche Verwaltungsblätter — BayVBl — 1986, 186). Es 
kann dabei dahingestellt bleiben, ob ein Verwaltungs­
akt erst mit dessen Bekanntgabe existent wird und es 
sich zuvor um eine bloße Maßnahme innerhalb des 
Rahmens der Behörde handelt, oder ob der Verwal­
tungsakt bereits vor der Bekanntgabe entsteht und mit 
dieser nur noch Wirksamkeit erlangt (vgl. Urteil des 
Bundesfinanzhofs — BFH — vom 29. Januar 1981 V 
R 47/77, B F H E 132, 219, BStBl II 1981, 404; Ziemer/ 
Haarmann/Lohse/Beermann, Rechtsschutz in Steuer­
sachen, Rdnr. 222-222/9, m.w.N.). Denn in beiden 
Fällen wird der Verwaltungsakt erst mit dessen Be­
kanntgabe wirksam. 

b) Der Bekanntgabewille der Behörde setzt den na­
türlichen Willen eines die Behörde repräsentierenden 
Amtsträgers voraus, der darauf gerichtet ist, den Ver­
waltungsakt durch Bekanntgabe an den Betroffenen zu 
erlassen. Hieraus folgt, daß der Bekanntgabewille der 
Behörde nicht von einem Bediensteten gebildet wer­
den kann, der nach seiner Stellung nicht zum Erlaß eig­
nes Verwaltungsaktes befugt ist (vgl. Stelkens/Bonk/ 
Leonhardt, Verwaltungsverfahrensgesetz, 2. Aufl., §41 
Rdnr. 7). Der Bedienstete muß grundsätzlich zur Steu­
erfestsetzung berufen sein (vgl. Urteil in B F H E 132, 
219, BStBl II 1981, 404). Im Bereich der Steuerfestset­
zung bei den FÄ gehören zum Kreis der Beamten, die 
zu behördlichen Handlungen und Regelungen er­
mächtigt sind, regelmäßig Sachbearbeiter und Sachge­
bietsleiter. Diese sind Amtswalter, deren Handlungen 
dem FA zugerechnet werden (vgl. Wolff/Bachof, Ver­
waltungsrecht I, 9. Aufl., §45 I). 

2. a) Bei Anwendung dieser Grundsätze auf den 
Streitfall ergibt sich, daß der „erste Bescheid" vom 2. 
Juli 1981 keine Wirksamkeit erlangt hat. Nach den 
Feststellungen des F G hat der zuletzt für die Steuer­
festsetzung zuständige Sachgebietsleiter die Anweisung 
erteilt, den „Steuerbescheid" nicht bekanntzugeben, 
sondern den Fall unter anderen Vorgaben erneut zu 
bearbeiten. Es fehlte damit im maßgebenden Zeit­
punkt nicht nur der Bekanntgabewille des zuletzt im 
Bereich der Steuerfestsetzung zuständigen Bearbeiters 
(des Sachgebietsleiters) und damit der Behörde, son­
dern es bestand ein der Bekanntgabe gerade entgegen­
stehender Wille. Unabhängig von der Frage, ob der Be­
scheid „existent" geworden war (s. oben 1 a), konnte er 
damit jedenfalls keine Wirksamkeit erlangen. 

b) Daß der „erste Bescheid" nach den Feststellungen 
des F G mit Wissen und Wollen der Zentralstelle des 
FA versandt worden ist, hat — entgegen der Ansicht 
der Vorinstanz — für die Wirksamkeit des Bescheides 
keine Bedeutung. Die Zentralstelle ist — worauf das 
FA zu Recht hinweist — nicht zur Steuerfestsetzung 
bzw. zum Erlaß von Verwaltungsakten berufen, son­
dern ist nur behördenintern für die technische Ab­
wicklung zuständig. Für die Wirksamkeit eines Verwal­
tungsaktes ist aber nach den o.g. Grundsätzen der Be-
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kanntgabewille des für die Steuerfestsetzung zuständi­
gen Bearbeiters maßgebend. 

3. Anders als in dem der Entscheidung des BFH in 
BFHE 132, 219, BStBl I I 1981, 404 zugrunde liegen­
den Fall handelt es sich bei der Versendung des „ersten 
Bescheides" entgegen dem Willen des zuständigen 
Sachgebietsleiters auch nicht um einen Fall der Über­
schreitung verwaltungsinterner Zeichnungsbefugnisse. 
Denn der Zentralstelle des FA fehlt im Gegensatz z. B. 
zum Sachbearbeiter — wie oben dargestellt — über­
haupt die Kompetenz zu behördlichem Handeln im 
Bereich der Steuerfestsetzung. Der Streitfall ist auch 
nicht vergleichbar mit Fällen, in denen ein Bekanntga­
bewille vorhanden ist, der bekanntgegebene Verwal­
tungsakt dann jedoch eine andere Regelung enthält, als 

die eigentlich von der Behörde gewollte (vgl. hierzu 
BFH-Urteil vom 24. April 1979 VII I R 16/77, BFHE 
128, 20, BStBl I I 1979, 606). 

4. Die Vorinstanz ist von der Wirksamkeit des „er­
sten Bescheides" vom 2. Juli 1981 ausgegangen und hat 
den Erlaß des angefochtenen Bescheides vom 29. Juli 
1981 als eines zweiten Bescheides verfahrensrechtiich 
nicht als zulässig erachtet. Nach der Rechtsauffassung 
des erkennenden Senats hat der „erste Bescheid" je­
doch keine Wirksamkeit erlangt. Das FA war daher — 
entgegen der Ansicht der Vorinstanz — nicht aus die­
sem Grunde am Erlaß des Bescheides vom 29. Juli 
1981 gehindert. Durch die Zurückverweisung erhält 
das FG Gelegenheit, den Bescheid vom 29. Juli 1981 
auch in materiell-rechtlicher Hinsicht zu überprüfen. 

Z I V I L R E C H T 

Verwertungspflicht bei Leasing 
OLG Karlsruhe, Urteil vom 28. Februar 1986 (10 U 143/85) 

Nichtamtlicher Leitsatz 

Der Leasinggeber ist 
verpflichtet, im 
Leasingsache die! se 

Falle 

ten. Der Leasinggeber 
einer 

ten. Er braucht nur 
optimalen 

rocomputer) 

der 

Erlös zu erzielen. 

ragra] 

braucht 

gegenüber dem Leasingnehmer 
vorzeitigen Rückgabe der 

mit gebotener Sorgfalt zu verwer-

einen ange messenen 

BGB: §535; ZPO: §287 

Stichworte 

Leasing Verwertungspflicht 

die Leasingsache (hier: 
nur Wiederverkäufern anzubie-

und nicht den 

Tatbestand 

(LG Heidelberg, 8 O 463/83, vom 26. Juni 1985) 
Die Parteien hatten einen Leasingvertrag über einen 

kleinen Bürocomputer auf die Dauer von 54 Monaten 
zu einer Leasinggebühr von ca. DM 900.— netto ge­
schlossen. 

Nachdem der Beklagte die Leasingraten ca. 3 Jahre 
gezahlt hatte, erklärte er im August 1982, daß er den 
Vertrag beenden wolle. Im März 1983 erklärte er sich 
bereit, rückständige Leasingraten und den entgangenen 
Gewinn abzüglich Resterlös zu zahlen. Daraufhin holte 
die Klägerin das Gerät ab und verwertete es anderwei­
tig. Zahlungen erfolgten jedoch nicht. 

Die Klägerin klagte auf ausstehende Raten und auf 
die Ablösesumme abzüglich eines Verwertungserlöses 
von DM 1254,— (brutto). 

Das LG veranschlagte den Verwertungserlös „mit 
dem Sachverständigen auf DM 5085,—" den „die 
Klägerin bei Einhaltung der ihr auch im Rahmen der 
vorzeitigen Vertragsbeendigung obliegenden nachver­
traglichen Pflichten ... hätte erzielen können". 

Das OLG folgte der Argumentation, setzte den an­
zurechnenden Verwertungserlös aber niedriger an. 

Entscheidungsgründe 

„Daß die Klägerin tatsächlich nur einen Betrag von 
brutto 1254,— DM erlöst hat, kann unterstellt werden. 
... Dieser Betrag wäre indessen dann nicht maßgeb­
lich, wenn die Klägerin bei Anwendung der gebotenen 
Sorgfalt, zu der sie dem Beklagten gegenüber verpflich­
tet war, einen wesentlich höheren Erlös hätte erzielen 
können. Der Beweis dafür, daß dies möglich gewesen 
wäre, ist durch die erstinstanzliche Beweisaufnahme 
geführt. 

In diesem Zusammenhang kann unterstellt werden, 
daß der Käufer des Geräts, die Firma X ihrerseits kei­
nen Abnehmer fand und das Gerät schließlich ausge­
schlachtet und verschrottet hat. ... Angesichts des ver­
hältnismäßig geringen Betrages, den die Firma X aufge­
wandt hat, bestand möglicherweise kein besonderes In­
teresse daran, sich um einen gewinnbringenden Wei­
terverkauf zu bemühen. Jedenfalls lassen sich daraus 
zwingende Rückschlüsse auf die Marktsituation und 
damit auf den Verkehrswert der Anlage nicht ablei­
ten. 
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